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Stärkung der Risikovorsorge im Katastrophenschutz und 
der lokalen Gefahrenabwehr in ländlichen Räumen

Handlungsempfehlungen

Das Projekt des Forschungsprogramms „Region gestalten“ wurde vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raum
forschung (BBSR) im Auftrag des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) 
durchgeführt.
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Aufbau und Überblick über die Studie

Die Analyse der berufsbedingten räum­
lichen Mobilität von Beschäftigten in Form 
des großräumigen Pendelns (im Folgenden 
„großräumige Arbeitskräftemobilität“ ge­
nannt) wird zunehmend zu einem wichtigen 
Forschungsbereich, da infolge des Wandels 
der Arbeitswelt häufig die Notwendigkeit 
besteht, größere räumliche Distanzen für 
eine Erwerbstätigkeit zurückzulegen. Ar­
beitsmärkte sind wesentlich von berufs­
bedingter räumlicher Mobilität geprägt, 
da die Passung zwischen Angebot und 
Nachfrage nach spezifischen qualifizier­
ten Arbeitskräften in der Regel die Über­
brückung räumlicher Distanzen zwischen 
Wohn- und Arbeitsort durch Beschäftigte  
impliziert. Vor dem Hintergrund des  
demografischen Wandels und alternder 
Gesellschaften ist berufsbedingte räum­
liche Mobilität überdies wichtig, um 
Fachkräfteengpässen zu begegnen und  
Produktivität auf regionaler Ebene zu  
sichern – insbesondere in ländlichen  
Räumen. Zugleich verändert sich die  
Arbeitswelt gegenwärtig rapide, da durch die 
zunehmende Digitalisierung und die damit 
einhergehende Verbreitung von Telearbeit 
beziehungsweise Homeoffice großräumige  
Arbeitskräftemobilität in bestimmten  
Bereichen nicht mehr notwendig ist.

Diese aus Sicht von Beschäftigten grund­
sätzlich attraktive Entwicklung führt  
jedoch zu einer strukturellen Benach­
teiligung bestimmter Wirtschaftsbereiche 
im Wettbewerb um Fachkräfte, in denen 
aufgrund der jeweiligen Geschäftsmodelle  
und Wertschöpfungsprozesse Telearbeit 
und/oder Ortsungebundenheit nicht reali­
sierbar sind, die jedoch zugleich in hohem 
Maße systemrelevant sind (z. B. Pflege, Bil­
dung und Erziehung, Handwerk). Eine Aus­
gangsthese des Projekts war, dass vor allem 
Erwerbstätige in den Bau- und Ausbau­
handwerken vom Fernpendeln betroffen 
sind, da sich die Bautätigkeit oft räumlich 

und zeitlich konzentriert und der Bedarf 
an den entsprechenden Arbeitskräften 
nicht immer vor Ort gedeckt werden kann,  
so dass es zu zum Teil wochenlangen Ab­
wesenheiten vom Heimatort kommen  
kann. „Großräumige Arbeitskräfte­
mobilität“ wurde je nach Quelle entwe­
der als Luftliniendistanz von mindestens 
150 km zwischen Wohn- und Arbeits­
ort (laut Bundesagentur für Arbeit) oder 
als tägliche Pendeldauer von mindestens  
120 Minuten, kombiniert mit Merkmalen 
wie häufig wechselnden Einsatzorten oder 
längeren Abwesenheiten vom Wohnort 
(laut BAuA-Arbeitszeitbefragung), defi­
niert. Auswertungen der Daten zeigen, 
dass auf bis zu 26 % der Erwerbstätigen 
dieses Kriterium des Fern- oder Vielpen­
delns zutrifft.

Die Auswirkungen von großräumiger Ar­
beitskräftemobilität auf ländliche Regionen 
sind vielfältig. Sie beschränken sich nicht 
nur auf den regulären Arbeitsmarkt, sie 
schlagen sich auch, so eine weitere These,  
im Bereich des ehrenamtlichen zivilge­
sellschaftlichen Engagements nieder. Dies 
betrifft auch den Katastrophenschutz und 
die lokale Gefahrenabwehr, in denen laut 
Freiwilligensurvey 2019 knapp 1,8 Mio.  
Menschen ehrenamtlich tätig sind, was 
über 90 % des gesamten Personalpools 
darstellt. Wenn in einer Region mehr Be­
schäftigte aus- als einpendeln, stehen dem 
Katastrophenschutz und der lokalen Ge­
fahrenabwehr keine ausreichenden (poten­
ziellen) ehrenamtlichen Einsatzkräfte zur 
Verfügung. Dies verschärft die ohnehin 
schwierige Entwicklung bei den Mitglie­
derzahlen in einigen Hilfsorganisationen 
und den Freiwilligen Feuerwehren, die 
durch Überalterung, alternativen Formen 
der Lebensgestaltung und Ablehnung von 
langfristiger ehrenamtlicher Verpflichtung 
bereits ebenso herausgefordert sind wie 
durch zugleich steigende Anforderungen 
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an die Professionalität durch neue Techno­
logien, Klimawandel oder komplexe  
Herausforderungen wie den Zivilschutz 
und die Zivile Verteidigung.

Ausgehend von den genannten Thesen un­
tersuchte die Studie „Neue Formen groß­
räumiger Arbeitskräftemobilität und deren 
Auswirkungen auf ländliche Räume“ die 
Bedeutung, die Ausprägungen und die 
Folgen neuartiger Mobilitätsmuster in der 
Arbeitswelt mit dem Fokus auf den Kata­
strophenschutz, insbesondere die lokale 
Gefahrenabwehr durch die Freiwilligen 
Feuerwehren, da diese durch gesetzliche 
Hilfsfristen besondere Anforderungen 
an die Tagesverfügbarkeit haben. Für den  
Katastrophenschutz auf Landkreisebene 
ist die Alarmierungszeit deutlich größer, 
da dieser erst zeitlich versetzt bei Über­
forderung der lokalen Gefahrenabwehr 
zum Tragen kommt und Einheiten aus dem 
gesamten Landkreis zusammengezogen 
werden (können), so dass die Frage nach 
der Tagesverfügbarkeit hier etwas weniger 
dringlich ist.

Es wurden folgende Fragen adressiert:

1)	Bezogen auf großräumige Arbeits­
kräftemobilität:

	■ Welche Formen des Phänomens der 
großräumigen Arbeitskräftemobilität 
gibt es und wie lassen sich diese klas­
sifizieren?

	■ Welche Daten und Ergebnisse 
wissenschaftlicher Studien liegen vor,  
um das Phänomen zu beschreiben 
und zu analysieren?

	■ In welchen Regionstypen und Regio­
nen ist das Phänomen besonders 
relevant? Welche Merkmale haben 
Regionen, die Ausgangspunkt der 
großräumigen Arbeitskräftemobilität 
sind? Welche Merkmale haben jene, 
die das Ziel der Arbeitskräfte sind? 

Welche Faktoren begünstigen die 
großräumige Mobilität von Arbeits­
kräften?

	■ Welche Branchen, Betriebe und  
Personengruppen sind besonders 
von diesem Phänomen betroffen?

2)	Bezogen auf die Auswirkungen von 
großräumiger Arbeitskräftemobilität 
auf den Katastrophenschutz insbeson­
dere die lokale Gefahrenabwehr

	■ Welche Wirkungen und Folgen der 
großräumigen Arbeitskräftemobili­
tät auf den Katastrophenschutz und 
die lokale Gefahrenabwehr sind in 
der wissenschaftlichen Literatur be­
schrieben und untersucht?

	■ Wie sind Katastrophenschutz und 
lokale Gefahrenabwehr insbe­
sondere in ländlichen Regionen 
grundsätzlich aufgestellt? Welche 
Strukturen und Akteure sind dabei  
besonders wichtig, mit welchen 
Herausforderungen haben diese zu 
kämpfen?

	■ Welche Lösungsansätze gibt es für die 
beschriebenen Herausforderungen 
und sind diese übertragbar?

Schließlich ist mit der großräumigen Ar­
beitskräftemobilität auch ein spezifisches 
Verkehrsaufkommen verbunden, das sich 
zeitlich insbesondere auf den Anfang und 
das Ende der Arbeitswoche und räum­
lich auf die Verbindungen zwischen den 
Ausgangs- und Zielregionen, also insbe­
sondere peripheren ländlichen Regionen 
und wirtschaftsstarken Metropolregionen, 
konzentriert. Daher wurden in der Studie 
auch mögliche Zusammenhänge zwischen 
großräumiger Arbeitskräftemobilität, 
Strukturen der lokalen Gefahrenab­
wehr und möglichen Wirkungen auf die  
Verkehrsplanung thematisiert.
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Um dem Umfang, der Vielschichtigkeit 
und der Komplexität des Forschungs­
themas zu entsprechen und gezielt um­
fassende sowie differenzierte Erkenntnisse 
zu generieren, wurden in der Studie unter­
schiedliche Forschungsmethoden verwen­
det: Basierend auf einer systematischen, 
literaturbasierten Aufarbeitung des For­
schungsstandes sowie 13 informellen Ge­
sprächen mit Expertinnen und Experten 
aus verschiedenen Institutionen wurden 
statistische Analysen bestehender Daten 
durchgeführt. Zu den beteiligten Instituti­
onen gehören das Bundesamt für Bevölke­
rungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK), 
die Innenministerien von Schleswig- 
Holstein, Hessen und Sachsen, das Landes­
amt für Katastrophenschutz Nieder­
sachsen, das Deutsche Rote Kreuz (DRK) 
und die Vereinigung zur Förderung des 
Deutschen Brandschutzes (vfdb).

Diese Analysen sowie weitere Informatio­
nen flossen in die Auswahl von 13 Fall­
beispielen deutscher Landkreise bezie­
hungsweise Kreisregionen ein, die  
besonders vom Phänomen der groß­
räumigen Arbeitskräftemobilität betrof­
fen sind. Dies waren die Landkreise  
beziehungsweise Kreisregionen Nord­

friesland, Ludwigslust-Parchim, Lüchow- 
Dannenberg, Jerichower Land, Dahme- 
Spreewald, Elbe-Elster, Northeim, Viersen, 
Nordsachsen, Schmalkalden-Meinigen/
Suhl, Donnersbergkreis, Märkisch-Oder­
land und Deggendorf. In einem weiteren 
Schritt wurden aus den ermittelten Bei­
spielregionen fünf Landkreise (Nord­
friesland, Jerichower Land, Elbe-Elster, 
Märkisch-Oderland und Deggendorf) 
ausgewählt, in denen vertiefende qualita­
tive Untersuchungen in Form von insge­
samt 35 Interviews mit Expertinnen und 
Experten (u. a. Kreisfeuerwehrverbände, 
Kreisbrandmeister, Fachaufsichten, Frei­
willige Feuerwehren, Kammern, Wirt­
schaftsförderungen) durchgeführt wurden. 
Die Auswahl erfolgte einerseits auf Grund­
lage bereits bekannter Problemlagen in der 
lokalen Gefahrenabwehr und setzte ande­
rerseits die Bereitschaft der relevanten Ak­
teure aus der lokalen Gefahrenabwehr, den 
Behörden sowie der Wirtschaftsförderung 
voraus, sich an der Studie zu beteiligen. Aus 
ausführlichen Darstellungen der Regionen, 
Problemlagen und deren Lösungsansätzen 
wurden die folgenden Handlungsemp­
fehlungen erarbeitet, die auch für andere 
über die Beispielregionen hinausgehende  
Räume interessant sind.
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Übergreifende Handlungsempfehlungen

Tagesverfügbarkeit der Einsatzkräfte sichern

Die Sicherstellung der Tagesverfügbarkeit 
in ländlichen Regionen stellt bundesweit 
eine der zentralen Herausforderungen der 
lokalen Gefahrenabwehr dar. Hohe Pend­
lerquoten, Schichtarbeit, Montageeinsätze, 
fehlende Kapazitäten von Arbeitgebern 
für den bürokratischen Aufwand der be­
trieblichen Freistellung für den Einsatz im  
Ehrenamt und strukturelle Bedingungen 
wie fehlender Wohnraum oder regionale 
demografische Entwicklungen wie Über­
alterung und Landflucht führen zu teils 
erheblichen Engpässen. In besonders kri­
tischen Fällen – wie zum Beispiel in Fried­
richstadt (Kreis Nordfriesland) – reichte der 
Personalmangel so weit, dass eine Pflicht­
feuerwehr eingerichtet werden musste. 
Die Erfahrungen dort zeigten jedoch, dass 
staatliche Verpflichtung nicht automa­
tisch zu einem Mehr an Personal führt:  
Verpflichtete Personen fanden Wege, sich 
dem Dienst zu entziehen und die eigent­
lichen Herausforderungen – strukturelle 
Bedingungen wie Wohnraummangel, Aus­
pendeln und eine alternde Bevölkerung – 
blieben bestehen.

Aus diesen Erfahrungen ergeben sich meh­
rere Handlungsschwerpunkte. Zunächst  
sollten Kommunen gemeinsam mit  
Verbänden, Kammern und Freiwilligen 
Feuerwehren Freistellungsvereinbarun­
gen auf regionaler Ebene entwickeln, die 
die Tagesverfügbarkeit planbarer machen. 
Die Einführung digitaler, pauschalierter 
Erstattungsmodelle für Verdienstausfälle 
kann die Bereitschaft der Betriebe stär­
ken, Einsatzkräfte freizustellen. Ergänzend  
braucht es gezielte Sensibilisierungs­
kampagnen, die sich insbesondere an 
kleine und mittlere Unternehmen richten.  
Praktische Instrumente wie „Einsatzzeit­
fenster“ oder betriebliche Unterstützungs­
modelle – etwa Betriebsfeuerwehren oder 

agrarwirtschaftliche Unterstützungsein­
heiten wie im Landkreis Elbe-Elster –  
können die Tagesverfügbarkeit von  
Einsatzkräften erheblich stabilisieren.  
Das Beispiel Friedrichstadt zeigt zudem, 
dass eine gezielte Nutzung von Home­
office-Potenzialen, Coworking-Plätzen 
in Feuerwachen und flexible Arbeitszeit­
modelle wesentliche Bausteine für eine 
verbesserte Präsenz sein können.

Zentrale Herausforderungen:

hohe Pendlerquoten, Schichtarbeit, Montageeinsätze,  
begrenzte Freistellungsmöglichkeiten

Empfehlungen:

	■ lokale Pendlerstrukturen systematisch auswerten,  
um die tagsüber verfügbare Einsatzkräftebasis präzise 
abzuschätzen (Engpassanalysen)

	■ Tagesverfügbarkeitsprofile je Gemeinde auf Basis 
quantitativer Mobilitätsdaten ausbauen

	■ Alarm- und Ausrückeordnungen an arbeitsbedingte 
Abwesenheiten anpassen

	■ Homeoffice-Beschäftigte stärker einbinden, die tags­
über vor Ort im Landkreis erreichbar sind

	■ Coworking-Plätze in oder nahe Feuerwachen einrich­
ten (Best Practice: Friedrichstadt)

	■ Freistellungsvereinbarungen auf regionaler Ebene zwi­
schen Kommunen, Kammern und Betrieben etablieren

	■ Erstattungsverfahren für Verdienstausfälle durch Digita­
lisierung und Pauschalabrechnungssysteme erleichtern

	■ betriebliche Unterstützungseinheiten (z. B. Agrar­
genossenschaften, Betriebsfeuerwehren) fördern
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Nachwuchsgewinnung und -bindung stabilisieren

Die Nachwuchsgewinnung und -bindung 
stellt ein weiteres strukturelles Kernprob­
lem dar. Demografischer Wandel, Abwan­
derung für Ausbildung oder Studium und 
der Wegfall traditioneller Rekrutierungs­
pfade erschweren die langfristige Sicherung 
der Einsatzbereitschaft. Die Fallstudien 
zeigen, dass erfolgreiche Nachwuchsarbeit 
früh ansetzen und multiperspektivisch ge­
staltet sein muss: Bildungsketten von der 
Schule über Jugendfeuerwehren bis hin zu 
Studium und Beruf erleichtern Übergänge. 
Auch der Übergang von Jugendfeuerwehr 
zu Einsatzdienst muss stärker beglei­
tet werden. Kooperationen mit Schulen,  
Ausbildungsbetrieben und Hochschu­
len, schulische Feuerwehrmodule sowie  
Studierendenfeuerwehren wie in Deggen­
dorf und in der Freiwilligen Feuerwehr 
Friedensau (Jerichower Land) verbessern 
Übergänge. Anerkennungssysteme wie 
Bildungspunkte oder Zertifikate können 
diesen Übergang flankieren. Das Pilot­
projekt Friedrichstadt demonstriert, wie 
durch kreative Öffentlichkeitsarbeit, etwa 
humorvolle Kampagnen und Familien­
angebote, auch neue Zielgruppen erreicht 
werden können. Hochschulen und Berufs­
schulen sollten stärker einbezogen werden, 
wie das Beispiel Friedensau eindrucks­
voll zeigt, wo internationale Studierende  
erfolgreich in die Freiwillige Feuerwehr in­
tegriert wurden und unter anderem Ausbil­
dungen und Prüfungen auch auf Englisch 
angeboten werden. Rückkehrerprogramme,  
Mentoring-Modelle und bildungsbezogene  
Zertifikate können die Bindung weiter 
stärken.

Zentrale Herausforderungen:

demografischer Wandel, Abwanderung junger  
Menschen, geringe Übergangsquote von  
Jugendfeuerwehr in den Einsatzdienst

Empfehlungen:

	■ feuerwehrorientierte Bildungsketten etab­
lieren (Schule → Jugendfeuerwehr → Aus­
bildung/Studium → Einsatzdienst)

	■ Freiwillige Feuerwehr in Campus- und  
Berufsschulstrukturen integrieren, 
insbesondere an Hochschulstandorten oder 
in Schulen

	■ Rückkehrprogramme mit Fokus auf lokale 
Engagementmöglichkeiten entwickeln

	■ Attraktivität durch Anerkennungssysteme, 
Zertifikate und Qualifikationsbausteine  
steigern

	■ Mentoring- und Talentprogramme für ange­
hende Führungskräfte anbieten
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Spezialfunktionen professionalisieren

Es wird deutlich, dass die Professionali­
sierung bestimmter Spezialfunktionen 
unverzichtbar ist. Engpässe bei Atem­
schutzgeräteträgern, ABC-Spezialisten, 
Maschinisten oder Führungskräften sind 
in allen untersuchten Regionen sichtbar.  
Modulare, berufsverträgliche Ausbildungs­
formate wie zum Beispiel Wochenend­
blöcke, hybride Kurse oder kompakte Lern­
module können Belastungen reduzieren.  
Der Ausbau von kreisübergreifenden Kom­
petenzzentren, wie dem feuerwehrtechni­
schen Zentrum im Landkreis Märkisch- 
Oderland, bietet einen strukturell wirk­
samen Ansatz zur Bündelung von Gerät, 
Logistik und Ausbildung. In Regionen 
mit besonders großen Engpässen sollte 
hauptamtlich tätiges Personal für zentrale 
Funktionen (z.  B. Gerätewartung, Ausbil­
dung, Verwaltung) eingestellt werden. Die 
Erfahrungen aus Friedrichstadt belegen, 
dass eine hauptamtliche Koordinations­
stelle Ehrenamtliche erheblich entlastet 
und das System stabilisiert, indem sie Ver­
waltungstätigkeiten, Personalmanagement 
und auch operative Einsätze übernimmt.

Zentrale Herausforderungen:

Engpässe bei Atemschutzgeräteträgern, ABC-Fachperso­
nal, Maschinisten, Führungskräften

Empfehlungen:

	■ modulare, berufsverträgliche Ausbildungsformate  
anbieten (Hybrid, Wochenendblöcke)

	■ regionale Spezialkräftepools aufbauen, die überörtlich 
angefordert werden können

	■ kreisübergreifende technische Zentren ausbauen,  
um kleine Gemeinden zu entlasten

	■ hauptamtliche Stellen zur Ausbildung, Logistik und 
Gerätewartung einführen

	■ Lehrgangsrückstau abbauen durch den Einsatz zusätz­
licher hauptamtlicher Lehrkräfte



12 Stärkung der Risikovorsorge im Katastrophenschutz und der lokalen Gefahrenabwehr in ländlichen Räumen

Ehrenamt strukturell stärken und entlasten

Das Ehrenamt stößt vielerorts an struktu­
relle und kulturelle Grenzen. Veränderte 
Wertvorstellungen, steigende bürokrati­
sche Anforderungen, psychosoziale Be­
lastungen und verfestigte interne Macht­
strukturen erschweren die nachhaltige 
Beteiligung. Anerkennung, finanzielle Ent­
lastung, zeitliche Budgets und Vereinbar­
keit sollten systematisch zusammenge­
führt werden. Bürokratische Prozesse sind 
zu entschlacken und digitale Tools stärker 
einzusetzen. Anerkennungsinstrumente 
wie Ehrenamtskarten, Fahrtkostenerstat­
tungen, Vorteile im ÖPNV oder Renten­
punkte können Motivation steigern.  
Friedrichstadt zeigt darüber hinaus, 
dass kleine symbolische Anreize – sog. 
„Stiefelgeld“ für jeden erfolgten Einsatz,  
Sachprämien, freier Schwimmbadein­
tritt – im Zusammenspiel mit strukturellen  
Verbesserungen Wirkung entfalten  
können. Ebenso zeigen Friedensau und 
Friedrichstadt, dass inklusive Feuerwehr­
modelle, die Frauen, Zugewanderte und 
Menschen mit Beeinträchtigungen ge­
zielt einbeziehen, das personelle Potenzial  
signifikant erweitern.

Zentrale Herausforderungen:

rückläufige Wertschätzung, veränderte Ehren­
amtskultur, hohe bürokratische Belastung

Empfehlungen:

	■ Bürokratie abbauen durch digitale Ver­
fahren für Ausbildung, Fortbildung und 
Einsatzdokumentation

	■ Angebote der verpflichtenden psychosozialen  
Notfallvorsorge (PSNV) für Einsatzkräfte 
ausbauen

	■ Anerkennungsinstrumente wie Ehrenamts­
karten oder Fahrtkostenvorteile stärken

	■ Diversität fördern durch Einbindung von 
Frauen, Migranten oder Menschen mit 
Beeinträchtigung (Best Practice: Friedensau 
und Friedrichstadt)

	■ niedrigschwellige Beteiligungsformen er­
möglichen (z. B. administrative Funktionen, 
Einsatz in Notfalltreffpunkten)

	■ eine enge Kooperation zwischen 
Kommunalverwaltungen und Feuerwehren 
fördern, um gemeinsam niedrigschwellig 
Anreize und Anerkennungsinstrumente zu 
identifizieren
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Politische und institutionelle Verankerung stärken

Auf kommunalpolitischer Ebene besteht 
großer Nachholbedarf. Katastrophen­
schutz wird mit Ausnahme von  
Märkisch-Oderland in den meisten un­
tersuchten Landkreisen politisch nur am 
Rande diskutiert; strategische Dokumente  
sind oft nicht öffentlich zugänglich oder 
veraltet. Kommunale Katastrophenschutz­
berichte, regelmäßige Beratungen zentraler  
Risiken in Kreistagen sowie transparente 
Brandschutz- und Katastrophenschutz­
pläne würden die politische Sichtbarkeit 
erhöhen. Regionale Koordinierungs­
stellen könnten die Schnittstelle zwischen 
Arbeitskräftemobilität, Wirtschaft und 
Gefahrenabwehr koordinieren. In der 
Umsetzung befindliche Ansätze aus dem 
Landkreis Märkisch-Oderland zeigen, 
wie ein strukturiertes Konzept zur Tages­
einsatzbereitschaft – mit drei Säulen aus  
Ehrenamt, hauptamtlichen Stützpunkten 
und spezialisierten Standorten – strategi­
sche Steuerungsfähigkeit stärken könnte.

Zentrale Herausforderungen:

geringe politische Sichtbarkeit, kaum Debatten in Kreis­
tagen, nicht verfügbare Pläne

Empfehlungen:

	■ regelmäßige kommunale Katastrophenschutzberichte 
einführen

	■ transparente Beratung zentraler Risiken in Kreistagen 
verbindlich festlegen

	■ Brandschutz- und Katastrophenschutzpläne systema­
tisch veröffentlichen

	■ Bewusstsein für die Bedeutung berufsbezogener  
Mobilität bei den verantwortlichen Stellen der Gefah­
renabwehr stärken

	■ Wohnraumpolitik stärker mit Feuerwehrbedarfen ver­
knüpfen (z. B. vergünstigter Wohnraum für Einsatz­
kräfte – Friedrichstadt)

	■ Bedeutung von Freiwilligen Feuerwehren als Orte der 
Demokratieförderung, sozialer Integration und  
Gemeinschaft kommunikativ hervorheben
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Großräumige Arbeitskräftemobilität systematisch einbeziehen

Großräumige Arbeitskräftemobilität muss 
stärker in die Gefahrenabwehrplanung  
integriert werden. Pendlerdaten und 
Mobilitätsprofile sollten systematisch in 
Alarm- und Ausrückeordnungen ein­
fließen. Gemeinden benötigen realistische 
„Tagesverfügbarkeitsprofile“, um realis­
tische Alarmierungspläne aufzustellen. 
Ebenso sind Ausbildungs- und Übungs­
formate stärker an die Realität von Pend­
lerinnen und Pendlern anzupassen.

Zentrale Herausforderung:

Pendlerstrukturen bislang kaum in der  
Gefahrenabwehrplanung berücksichtigt

Empfehlungen:

	■ Pendlerdaten in die Einsatzplanung, Risiko­
analysen und Tagesverfügbarkeitsmodelle 
einbeziehen

	■ flexible und an die beruflich bedingte räum­
liche Mobilität angepasste Übungs- und 
Ausbildungszeiten anbieten (z. B. Spät­
termine, Wochenenden, Hybridformate)

	■ bestehende Datenquellen zur Arbeitskräfte­
mobilität verstetigt auswerten und Erhebun­
gen ausweiten

	■ Analysen zur großräumigen Arbeitskräfte­
mobilität in Raumordnungsberichte und 
Strategien der Daseinsvorsorge integrieren
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Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft, Katastrophenschutz und 
lokaler Gefahrenabwehr intensivieren

Die Einbindung wirtschaftlicher Akteure  
gewinnt weiter an Bedeutung. Katastro­
phenschutzpartnerschaften zwischen 
Kommunen, Wirtschaftsförderungen 
und Kammern können verbindliche 
Kooperationen schaffen. Zertifikate wie 
„Feuerwehrfreundlicher Betrieb“ schaffen 
Anreize, während betriebliche Unterstüt­
zungseinheiten, wie etwa die Agrargenos­
senschaften im Landkreis Elbe-Elster oder 
regionale Unternehmen im Kreis Nord­
friesland, die Einsatzfähigkeit erheblich 
stärken. Strategien zur Fachkräftegewin­
nung sollten explizit mit Ehrenamtsförde­
rung verknüpft werden, insbesondere in 
strukturschwachen Regionen.

Zentrale Herausforderungen:

fehlende Sensibilisierung der Wirtschaft für ehrenamt­
liches Engagement im Katastrophenschutz, geringere  
Ressourcen kleiner Betriebe, Belastungen durch das  
beruflich bedingte Pendeln

Empfehlungen:

	■ lokale Monitoring-Systeme zu Pendlerbewegungen 
entwickeln (bspw. Branchenprofile, räumliche 
Pendlerverflechtungen)

	■ Arbeitsort- und Arbeitszeitmodelle pendlerfreund­
licher gestalten (Gleitzeiten, Homeoffice)

	■ Informationsmaterial für Unternehmen bereitstellen 
(z. B. Bedeutung von Einsatzfreistellungen, Rollen im 
Ehrenamt)

	■ Kooperation mit Freiwilligen Feuerwehren durch 
Vermittlung über die Kammern (IHK, HWK) oder 
Wirtschaftsförderungen stärken

	■ Ehrenamtspartnerschaften fördern und Betriebe 
sichtbar als „feuerwehrfreundlicher Arbeitgeber“ 
auszeichnen

	■ Homeoffice als Standort- und Daseinsvorsorgestrate­
gie nutzen

	■ Fachkräftesicherung und Ehrenamtsförderung verzah­
nen (z. B. Freiwillige Feuerwehr als Bindungsfaktor 
für Fachkräfte)

	■ eine gemeinsame Kommunikationsstrategie zur  
Relevanz des Themas für Wirtschaft, Kommunen und 
lokaler Gefahrenabwehr entwickeln
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Infrastrukturen an veränderte Rahmenbedingungen anpassen

Klimawandel, technologische Entwick­
lungen und veränderte Mobilitätsmuster 
bringen neue Risiken und komplexere 
Einsatzlagen mit sich. Die Fallstudien,  
insbesondere Märkisch-Oderland mit 
seinen Vegetationsbränden und Gefahr­
guttransporten, Elbe-Elster mit groß­
flächigen Waldbränden oder Deggendorf  
mit Hochwasserereignissen, zeigen deut­
lich, dass regionale Risikoanalysen er­
weitert werden müssen. Dazu gehören 
die systematische Berücksichtigung von 
Klimafolgen, Infrastrukturentwicklung 
und Verkehrsdynamiken sowie großräu­
migen Pendelmustern. Die Beschaffung  
spezialisierter Technik wie zum Bei­
spiel Waldbrandtechnik, Hochleistungs­
pumpen, Ausstattung für Photovoltaik- oder 
E-Fahrzeugbrände, sollte gebündelt erfol­
gen. Überörtliche Logistik, gemeinsame  
Übungen von Freiwilliger Feuerwehr, 
THW, Bundeswehr und Kommunen  
sowie digitale Lage- und Präventions­
systeme sind auszubauen. Friedrichstadt 
zeigt zudem, wie technische Innovationen  
wie zum Beispiel kleinere Fahrzeuge,  
Digitalisierung und Drohnentechnik neue 
Einsatzoptionen schaffen können.

Zentrale Herausforderungen:

neue komplexe Gefahrenlagen, Zunahme an 
technischen Hilfeleistungen mit erhöhten 
Anforderungen

Empfehlungen:

	■ regionale Risikoanalysen erweitern, 
einschließlich Klimafolgen, Verkehr und  
Infrastruktur

	■ Landesprogramme zur gemeinsamen Be­
schaffung spezialisierter Technik umsetzen

	■ überörtliche Logistikkapazitäten stärken  
(z. B. Sandsacklogistik, Wassertransport, 
Spezialpumpen)

	■ gemeinsame Übungen von Freiwilliger  
Feuerwehr, THW, Bundeswehr und  
Kommunen intensivieren

	■ einsatzunterstützende Technologie im  
Rahmen von Früherkennung pilotieren  
(z. B. Drohnen, kleinere Fahrzeuge, Assistenz­
systeme – Best Practice: Friedrichstadt)
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Freiwillige Feuerwehren als soziale Institution und 
Demokratieförderer stärken

Schließlich zeigt sich deutlich, dass regio­
nale Identitäten und die Integration von 
Zuziehenden eine entscheidende Rolle 
für die lokale Gefahrenabwehr spielen.  
Kommunale Willkommensformate, ge­
zielte Beteiligungsangebote und familien­
orientierte Feuerwehrinitiativen fördern 
die Einbindung. Die Beispiele Friedensau 
und Friedrichstadt zeigen, dass das be­
wusste Erkennen und Aktivieren lokaler 
Potenziale, also der Einbezug des Sozial­
raumes mit seinen jeweils spezifischen 
sozialen Akteuren in die Aufstellung und 
Ausrichtung der Feuerwehren, seien es 
Hochschulen, internationale Studierende, 
Wohnungsbaugesellschaften oder soziale 
Einrichtungen, ein entscheidender Bau­
stein zukunftsfähiger Gefahrenabwehr 
sind. Nicht die Menschen sollten sich an 
starre Strukturen anpassen, sondern die 
Strukturen der Freiwilligen Feuerwehren 
müssen flexibler, lebensweltorientierter 
und zugänglicher gestaltet werden. Dies 
betrifft sowohl Ausbildung, Technik und 
Qualifizierung als auch Rollenmodelle, 
Verantwortungsbereiche und zeitliche  
Anforderungen.

Zentrale Herausforderungen:

fehlende Integration von Zuziehenden, Festhalten an 
„traditionellen“ Feuerwehrbildern

Empfehlungen:

	■ lokale Integrations- und Beteiligungsformate wie 
„Willkommen im Ehrenamt“ stärken

	■ Freiwillige Feuerwehr als sichtbaren Bestandteil der 
kommunalen Willkommenskultur etablieren

	■ familienorientierte Feuerwehrangebote wie Feuer­
wehrtage und Kinderveranstaltungen anbieten

	■ lokale Potenziale aktivieren (z. B. Hochschulen,  
Betriebe, Vereine – Best Practice: Friedensau und 
Friedrichstadt)

	■ sozialraumorientierte Feuerwehrplanung umsetzen:  
Feuerwehrstrukturen flexibler, zugänglicher,  
modularer und stärker lebensweltorientiert gestalten 
und an die sozialen Rahmenbedingungen und vor Ort 
vorhandenen sozialen Strukturen anpassen
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Handlungsempfehlungen nach Zielgruppen

Freiwillige Feuerwehren

Freiwillige Feuerwehren stehen bundes­
weit unter massivem Druck: Tagesver­
fügbarkeiten sinken aufgrund hoher 
Pendlerquoten, Schichtarbeit und des 
demografischen Wandels. Nachwuchs­
gewinnung gelingt meist gut – die Bindung 
in den aktiven Dienst hingegen deutlich 
schlechter. Zudem fehlen mancherorts 
Qualifikationen für kritische Spezialfunk­
tionen (Atemschutz, ABC, Maschinisten, 
Führungskräfte). Bürokratischer Aufwand, 

Lehrgangsstau und fehlende hauptamt­
liche Unterstützung belasten das Ehrenamt 
zusätzlich. Gleichzeitig entstehen neue und 
komplexere Einsatzlagen (Waldbrände,  
Extremwetter, Gefahrgut, Elektrofahr­
zeuge). Die Fallstudien zeigen, dass Frei­
willige Feuerwehren professionellere 
Strukturen, flexible Beteiligungsmodelle,  
technische und organisatorische Ent­
lastung sowie eine neue Öffnung für Diver­
sität benötigen.

Empfehlungen:

	■ Ausbildungszeiten flexibilisieren:  
Hybridformate, Wochenendmodule und  
kompakte Lernbausteine etablieren

	■ Homeoffice-Beschäftigte gezielt als  
tagsüber verfügbare Einsatzkräfte 
einbinden

	■ Coworking-Plätze in Feuerwachen 
schaffen

	■ Doppelmitgliedschaften strukturiert 
managen, um Überschneidungen und 
Mehraufwände zu reduzieren

	■ Pendlerstrukturen systematisch analy­
sieren und in die Einsatz- und Alarm­
planung einbeziehen

	■ interne Karrierewege transparent  
machen und Mentoring für angehende 
Führungskräfte etablieren

	■ Nachwuchsarbeit professionalisieren:  
Schulkooperationen, Kinderfeuerwehren,  
Einbindung von Studierenden

	■ Übergang von der Jugendfeuer­
wehr in den Einsatzdienst aktiv 
begleiten (z. B. durch Coaching, 
Anerkennungssysteme)

	■ Diversität stärken: gezielte Integra­
tion von Zugewanderten, Frauen,  
internationalen Studierenden,  
Menschen mit Beeinträchtigung

	■ nicht einsatzfähige Mitglieder in 
administrativen/organisatorischen 
Rollen einsetzen (z. B. Verwaltung, 
Organisation, Social Media,  
Vereinsarbeit)

	■ psychosoziale Notfallversorgung 
(PSNV) systematisch verankern,  
Ausbau von sozialen Unterstützungs­
strukturen innerhalb der Feuer­
wehren (Peers) ausbauen

	■ Nutzung technologiegestützter Ein­
satzmittel erweitern (Drohnen,  
kleinere Fahrzeuge, Assistenzsysteme)

	■ regionale Spezialisierung fördern: 
nicht jede Freiwillige Feuerwehr 
muss alles können (Best Practice: 
Friedrichstadt, Märkisch-Oderland)
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Landkreise und Gemeinden (Verwaltungen, Ordnungsämter, 
Kreispolitik, Katastrophenschutzbehörden)

Landkreise und Gemeinden tragen die 
Verantwortung für eine leistungsfähige 
Gefahrenabwehr, verfügen aber gerade in 
ländlichen Regionen nur über begrenzte 
Ressourcen. Dadurch ist das Thema po­
litisch meist wenig sichtbar; hinzukom­
men veraltete Verwaltungs- und Koope­
rationsstrukturen. Die Fallstudien zeigen, 
dass viele Landkreise weder über aktuelle  
Katastrophenschutzberichte noch über 
transparente Risiko- und Einsatzplanun­
gen verfügen. Gleichzeitig sind Kom­

munen zentral für die Schaffung der 
Rahmenbedingungen: Wohnraumpolitik, 
Freistellungsmanagement für die Ehren­
amtlichen, hauptamtliche Unterstützung 
der Feuerwehren, Ausstattung der Infra­
struktur und überörtliche Kooperatio­
nen. Beispiele wie Friedrichstadt und 
das Stützpunktkonzept im Landkreis  
Märkisch-Oderland zeigen: Kommunen 
benötigen strategische Steuerungsfähig­
keit und neue Organisationsmodelle,  
die Ehrenamt und Hauptamt verbinden.

Empfehlungen:

	■ kommunale Katastrophenschutz­
berichte regelmäßig veröffentlichen

	■ transparente Diskussion zentraler  
Risiken in Gemeinderäten und 
Kreistagen institutionalisieren

	■ Tagesverfügbarkeitsprofile systema­
tisch mithilfe von Pendlerdaten 
erstellen; Alarm- und Ausrücke­
ordnungen anpassen

	■ hauptamtliche Stellen für Verwal­
tung, Gerätewartung, Ausbildung 
einführen (Best Practice: Fried­
richstadt)

	■ Stützpunktkonzepte entwickeln 
(Ehrenamt + Hauptamt + Spezial­
standorte) (Best Practice: Märkisch- 
Oderland)

	■ Wohnraumpolitik mit Feuerwehr­
bedarfen koppeln (z. B. vergünstig­
ter Wohnraum für Einsatzkräfte)

	■ regionale Kooperationen und  
Spezialisierungsmodelle fördern,  
um Doppelstrukturen zu vermeiden

	■ Ausbildungsangebote gemeinsam  
mit Land und Kreis modernisieren, 
Lehrgangsstau abbauen

	■ Freiwillige Feuerwehr als sozialen  
Ort stärken: Integrationsprogramme, 
Familienformate, Willkommensange­
bote für Zuziehende

	■ Freistellungsvereinbarungen auf  
regionaler Ebene mit Unternehmen 
aufsetzen

	■ Wirtschaftsförderung als Schnittstelle 
zwischen Betrieben und Freiwilligen 
Feuerwehren einbinden

	■ Homeoffice-Strategien zur Sicherung 
der Tagesverfügbarkeit aktiv fördern

	■ Anerkennungssysteme auf Kommunal­
ebene stärken (z. B. Vorteile im ÖPNV, 
Ehrenamtscard)

	■ Arbeitgeber für Bedeutung des  
Ehrenamts sensibilisieren („Was heißt 
es, wenn Mitarbeitende Feuerwehr­
dienst leisten?“)
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Bund und Länder als übergeordnete politische Entscheidungsträger

Bundes- und Landesebene setzen ent­
scheidende Rahmenbedingungen, Kata­
strophenschutz wird jedoch bislang nur  
punktuell und häufig anlassbezogen  
(z. B. nach Großschadenslagen) berück­
sichtigt. Dies vor allem dann, wenn  
ein größeres Ereignis Defizite aufgezeigt 
hat und Forderungen an die Politik auch 
durch die mediale Öffentlichkeit gestellt 
werden. So wurde in der Studie immer 
wieder deutlich, dass die Hochwasser­
ereignisse 2002 und 2013 durchaus  
zu größeren Investitionen in den Kata­
strophenschutz geführt haben, es aber erst 
dieser Ereignisse bedurfte, bevor zusätzli­

che finanzielle Mittel bereitgestellt wurden. 
Es fehlen konsistente Förderprogramme,  
klare Ausbildungsstandards, moderne 
Brandschutzgesetze sowie systematische 
Datengrundlagen zur Arbeitskräftemobi­
lität, zur Risikoanalyse und Situation des 
Ehrenamts insbesondere auf kommuna­
ler Ebene. Gleichzeitig verändern Klima­
wandel, Digitalisierung, Arbeitsmarkt und 
Verkehr die Einsatzrealität – ohne dass die 
übergeordnete Ebene diese Veränderun­
gen ausreichend reflektiert. Eine schlüssige 
nationale und landespolitische Strategie 
könnte die strukturellen Engpässe nach­
haltig adressieren.

Empfehlungen:

	■ Brandschutz- und Katastrophenschutz­
recht modernisieren (flexible Struk­
turen, Hauptamt-Ehrenamt-Kombina­
tionen, digitale Prozesse)

	■ verstetigte Erhebung und Auswertung  
großräumiger Pendler- und Mobilitäts­
daten etablieren und in Raumordnungs­
berichten und Daseinsvorsorgestrategien  
integrieren (BBSR, BMWSB, BMV)

	■ bundesweite Standards zur Erfassung 
von Tagesverfügbarkeit von Einsatz­
kräften entwickeln

	■ Förderprogramme bündeln: Digitali­
sierung, Homeoffice, Infrastruktur und 
Ehrenamt, multifunktionale Wachen 
(z. B. Wache + Coworking, wie in 
Friedrichstadt)

	■ landesweite Pools für Spezialfunktionen  
wie Atemschutz, ABC und Drohnen 
schaffen

	■ Landesprogramme zur Beschaffung 
spezialisierter Waldbrand- und 
Hochwassertechnik umsetzen

	■ Erstattungsverfahren für Arbeit­
geber vereinfachen

	■ überörtliche Logistik, wie Sandsack­
füllanlagen, Transportkapazitäten 
und Spezialpumpen, ausbauen

	■ finanzielle Anreize und Renten­
punkte für langfristiges Engagement 
prüfen

	■ Qualifizierungsoffensive für Aus­
bildende, Lehrgangspersonal und 
hauptamtliche Strukturen starten
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Wirtschaftliche Akteure

Die Wirtschaft ist ein zentraler Mitgestalter 
des Katastrophenschutzes und der lokalen 
Gefahrenabwehr – doch oft fehlen Sen­
sibilisierung, Ressourcen oder Personal, 
um Freistellungen zu ermöglichen. Pend­
lerbewegungen, Fachkräftemangel und 
geringe Kapazitäten insbesondere in Klei­
neren und Mittleren Unternehmen (KMU) 
führen dazu, dass Einsatzkräfte tagsüber 
fehlen. Gleichzeitig zeigt das Beispiel 
Elbe-Elster, wie Agrargenossenschaften 
die lokale Gefahrenabwehr massiv unter­

stützen. In touristisch geprägten Regionen 
wie Nordfriesland wird zudem deutlich,  
dass saisonale Arbeit, Teilzeitmodelle 
und geringe Wohnraumverfügbarkeit den  
Arbeitsmarkt stark prägen. Die Wirtschaft 
könnte durch gezielte Kooperationen mit 
Akteuren des Katastrophenschutzes sowie 
den Feuerwehren, flexible Arbeitszeit­
modelle und Anerkennungsmechanismen 
erheblich zur Sicherung der Einsatzbereit­
schaft beitragen.

Empfehlungen:

	■ lokale Monitoring-Systeme 
(Pendlerstrukturen, Entfernungen, 
Verflechtungen) entwickeln

	■ Arbeitszeitmodelle pendlerfreund­
lich gestalten (Gleitzeit, Homeoffice, 
mobile Arbeit, kurze Wege)

	■ Informationsmaterial für Arbeit­
geber bereitstellen (Nutzen des 
Ehrenamts, rechtliche Grundlagen, 
Freistellungsmöglichkeiten)

	■ Kooperation zwischen Betrieben und  
lokaler Gefahrenabwehr stärken – 
Vermittlung zum Beispiel über IHK, 
HWK, Wirtschaftsförderungen

	■ „feuerwehrfreundliche“ Betriebe 
unterstützen, zum Beispiel mittels 
Zertifikaten zur Anerkennung  
engagierter Unternehmen

	■ betriebliche Unterstützungseinheiten 
(z. B. Agrargenossenschaften, Werk­
feuerwehren, Fahrzeug- und Personal­
gestellung) einrichten

	■ Homeoffice als Standortvorteil für 
Regionen und zur Stärkung der Tages­
verfügbarkeit nutzen

	■ Fachkräftestrategien mit Ehrenamtsför­
derung verbinden (z. B. die Freiwillige 
Feuerwehr deutlich stärker als attrak­
tiven Aspekt für den Zuzug in die länd­
lichen Räume nutzen und bewerben)

	■ Katastrophenschutz frühzeitig in  
Planungsprozesse (Gewerbegebiete, 
neue Siedlungen) einbinden

	■ gemeinsame Kommunikationsstrategie 
von Kommunen, Wirtschaft und  
Freiwilligen Feuerwehren entwickeln
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Gesamtbetrachtung und Fazit

Die Ergebnisse des Projekts verdeutlichen, 
dass der Katastrophenschutz und hier ins­
besondere die lokale Gefahrenabwehr in 
ländlichen Regionen Deutschlands vor 
einem tiefgreifenden Transformations­
prozess stehen. Arbeitsmarktstrukturen, 
demografische Entwicklungen, großräu­
mige Arbeitskräftemobilität sowie Klima­
wandel und neue technische Risiken ver­
ändern die Einsatzrealität der Freiwilligen 
Feuerwehren, Hilfsorganisationen und  
Katastrophenschutzbehörden so um­
fassend, dass viele der etablierten Routinen 
und Strukturen an ihre Grenzen stoßen. 
Die Untersuchung zeigt, dass die Heraus­
forderungen nicht nur operativ, sondern 
strukturell und systemisch sind – und dass 
sie weit in Fragen der Daseinsvorsorge,  
der regionalen Entwicklung, Arbeitsmarkt­
politik und kommunalen Governance  
hineinreichen.

Das heißt auch, dass die Problemlagen 
nicht isoliert auftreten, sondern sich ge­
genseitig verstärken: Pendlerbewegungen  
reduzieren die Tagesverfügbarkeit, der 
demografische Wandel verringert die 
Nachwuchsrekrutierung, angespannte  
Wohnungsmärkte verhindern Zuzug, 
Klimafolgen erhöhen das Einsatzaufkom­
men, kleine Betriebe können Freistellungen 
kaum leisten, bürokratische Vorgaben 
hemmen Engagement, fehlende Daten 
wiederum erschweren die strategische  
Planung der Tagesverfügbarkeiten.  
Auf diese Engpässe treffen gleichzeitig ver­
änderte gesellschaftliche Erwartungen an  
Ehrenamt und Lebensgestaltung.

Die analysierten Beispiele in der Studie 
zeigen jedoch auch, dass es erhebliche Ge­
staltungsspielräume gibt. Friedrichstadt 
im Kreis Nordfriesland steht für einen 
umfassenden kommunalen Reformansatz,  
in dem Hauptamtlichkeit, Infrastruktur­
entwicklung, innovative Nachwuchsarbeit 
und soziale Öffnung zusammenwirken. 
Friedensau in der Stadt Möckern (Land­
kreis Jerichower Land) illustriert, wie 
lokale Potenziale – in diesem Fall inter­
nationale Studierende – erfolgreich ein­
gebunden werden können. Der Landkreis 
Märkisch-Oderland liefert ein Beispiel 
für regionalstrategische Planung durch 
ein Stützpunktkonzept und der Landkreis 
Elbe-Elster demonstriert, wie wirtschaft­
liche Akteure – in diesem Fall Agrar­
genossenschaften – systematisch in die 
Gefahrenabwehr eingebunden werden 
können.

Die Erfahrungen aller Regionen verdeutli­
chen, dass zukunftsfähiger Katastrophen­
schutz dort entsteht, wo soziale, tech­
nische, organisatorische und politische 
Innovationen zusammengeführt werden 
und nicht ausschließlich als freiwillige  
Aufgabe Einzelner verstanden wird,  
sondern als kommunale und gesellschaft­
liche Gesamtverantwortung.



23Gesamtbetrachtung und Fazit

In der Gesamtbetrachtung zeigt sich:

1.	 Demografie, Arbeitsmarkt und  
Mobilität sind strukturelle Schlüssel­
variablen des Katastrophenschutzes. 
Ihre Wechselwirkungen beeinflussen  
die Einsatzbereitschaft stärker als  
einzelne Maßnahmen auf Feuerwehr- 
oder Gemeindeebene.

2.	 Der Katastrophenschutz ist politisch 
unterrepräsentiert. In fast allen Re­
gionen fehlen strategische Debatten, 
systematische Risikoanalysen und eine 
transparente Kommunikation über 
die Leistungsfähigkeit der lokalen 
Gefahrenabwehr.

3.	 Ehrenamt allein wird langfristig 
nicht ausreichen, um den Brand- und  
Katastrophenschutz zu gewährleisten. 
Hauptamtliche Unterstützung, profes­
sionelle Strukturen und Spezialisie­
rungsmodelle sind bereits heute vieler­
orts unverzichtbar.

4.	 Neue Risiken verändern den Charakter  
der Gefahrenabwehr. Waldbrände,  
Hitze, Gefahrguttransporte, Brände von 
Photovoltaikanlagen oder Elektrofahr­
zeugen sowie Extremwetter erfordern 
neue Technik, neues Wissen und neue 
Formen der interorganisationalen Zu­
sammenarbeit.

5.	 Regionale Identitäten und soziale  
Integration bleiben entscheidend.  
Die Nachhaltigkeit der Einsatzbereit­
schaft hängt maßgeblich davon ab, ob 
es gelingt, Zuziehende einzubinden und 
vielfältige Lebensentwürfe und hetero­
gene Zielgruppen zu berücksichtigen.

6.	 Arbeitskräftemobilität wird bislang 
unterschätzt. Ihre Effekte auf Tagesver­
fügbarkeit, Ausbildungskapazitäten, 
Freistellungsfähigkeit und regionale  
Wirtschaftspolitik sind erheblich,  
werden jedoch in der Gefahrenabwehr­
planung kaum systematisch erfasst.

7.	 Best-Practice-Beispiele existieren,  
werden aber kaum systematisch ver­
breitet. Gemeinden und Landkreise 
entwickeln teils sehr wirksame lokale 
Lösungen (z.  B. Friedrichstadt, Agrar­
genossenschaften in Elbe-Elster, Stütz­
punktkonzepte in Märkisch-Oderland), 
die jedoch keine überregionale institu­
tionelle Verankerung finden.

Der Katastrophenschutz und die lokale 
Gefahrenabwehr stehen in ländlichen Re­
gionen vor einer Zeitenwende. Organisa­
torische Anpassungen allein reichen nicht 
mehr aus. Die Zukunftsfragen des Kata­
strophenschutzes sind immer zugleich  
Zukunftsfragen der Regionalentwicklung, 
der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik sowie 
der Sicherheitspolitik.

Dort, wo strukturelle Reformen, soziale 
Innovationen, technische Modernisierung 
und lokale Netzwerke zusammengedacht 
werden, entsteht ein widerstandsfähiger  
resilienter Katastrophenschutz Doch ein 
Großteil dieser Entwicklungen steht erst 
am Anfang. Ohne systematische For­
schung, politische Rahmung und koordi­
nierte Strategien auf allen Ebenen droht 
das Gefüge aus Ehrenamt, kommunaler 
Verantwortung und gesellschaftlicher  
Resilienz langfristig zu brüchig zu werden.
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